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betr. Hilfsmaßnahmen für Personen, die zu den Opfern des 

17. Juni gehören 


A. Bericht des Abgeordneten Blachstein: 

Im Notaufnahmeverfahren haben 9880 Personen 
ihre Anerkennung als politische Flüchtlinge aus 
Anlaß der Ereignisse vom 17. Juni 1953 beantragt. 
Davon wurden 9019 Personen aufgenommen, 7476 
unter Anerkennung ihrer Zwangslage. Diese Zah- 
len stammen aus dem 3. Quartal 1955. Aus den 
Berichten der Aufnahmeländer geht hervor, daß 
der größte Teil der 17. -Juni-Flüchtlinge in Arbeit 
und Wohnung gebracht werden konnte. Anfang 
September 1955 waren 173 Fälle von Flüchtlingen 
bekannt, die noch nicht mit Wohnraum versorgt 
waren. In den meisten dieser Fälle handelt es sich 
nach den Angaben der Fliiehtlingsverwaltungen 
um solche Verfolgte, die aus den verschiedensten 
Gründen erst in den letzten Monaten in der Bun- 
desrepublik eingetroffen waren. Es wurde von den 
zuständigen Stellen der Länder zugesagt, bemüht 
zu bleiben, daß noch vor Ende des Jahres 1955 die 
letzten Teilnehmer der Ereignisse des 17. Juni die 
Lager verlassen können. Die Angaben der Landes- 
behörden über die Versorgung mit Wohnraum 
geben keine Auskunft darüber, ob diese Unter- 
bringung in befriedigender Weise vorgenommen 
werden konnte. 

Nach den vorliegenden Berichten ist auch der 
größte Teil der betroffenen Personen wieder be- 
ruflich tätig. Aus den Unterlagen ist es aber nicht 
möglich festzustellen, inwieweit eine der Ausbil- 
dung und den Fähigkeiten entsprechende Arbeits- 
einstellung erfolgt ist. 


Aus Petitionen und Briefen der Betroffenen ist 
ersichtlich, daß viele von ihnen vorläufig weder 
befriedigend untergebracht worden sind noch 
ihren Kenntnissen entsprechende Arbeitsstellen 
bekommen haben. 

Der Bundesarbeitsminister hat durch einen Er- 
laß die mit der Begründung der Teilnahme am 
17. Juni anerkannten Flüchtlinge den unter das 
Bundesvertriebenengesetz fallenden Personen 
gleichgestellt. 

Aus verschiedenen Ländern wird von besonde- 
ren Maßnahmen zugunsten der Opfer des 17. Juni 
und von einer großzügigen Anwendung der gel- 
tenden Bestimmungen berichtet. Die Mittel aus der 
Spendenaktion zugunsten der Opfer des 17. Juni 
wurden vom Bundesinnenministerium in Verbin- 
dung mit einem besonderen 50 000-DM-Fonds des 
Senats von Berlin verwandt. 

Für die noch eintreffenden Flüchtlinge, die zu 
dem betroffenen Personenkreis gehören, stehen 
aus dem Berliner Senatsfonds noch restliche Mittel 
zur Verfügung. 

Bonn, den 9. Februar 1956 

Blachstein 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Bericht des Ausschusses zur Kenntnis zu 
nehmen. 

Bonn, den 9. Februar 1956 

Der Ausschuß für Gesamtdeutsche 
und Berliner Fragen 

Wehner Blachstein 

Vorsitzender Berichterstatter 
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